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8638 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluss des Nationalrates vom 7. Dezember 2011 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das ORF-Gesetz geändert wird 

Jeder Rundfunkteilnehmer, der an seinem Standort terrestrisch mit ORF-Programmen versorgt wird, muss 
künftig ORF-Gebühren zahlen, und zwar unabhängig davon, ob er Endgeräte für den digitalen Empfang 
hat. Mit diesem Beschluss wird verhindert, dass TV-Haushalte die Rundfunkgebühren-Pflicht umgehen, 
und gleichzeitig wird ein unverhältnismäßiger Kontrollaufwand vermieden.  
Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 13. Dezember 2011 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Franz Perhab. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Martin Preineder, Edgar Mayer, Hermann Brückl und 
Wolfgang Beer. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Franz Perhab gewählt. 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage am 13. Dezember 2011 
mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2011 12 13 

 Franz Perhab Edgar Mayer 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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